Horst Arenz 

Familienpolitik positiv besetzen, aber von links 
- Thesen zur familienpolitischen Debatte in der politischen Linken
Familie ist zurzeit in aller Munde. Die Debatte darüber hat die Widersprüche innerhalb der Großen Koalition und innerhalb des Unionslagers zugespitzt. Die SPD ist in der Großen Koalition massiv unter Druck geraten. Der aktuelle Aufschwung zahlt sich eher für die Union aus, während Rente mit 67 und Steuerentlastung für Unternehmen der SPD zugeschrieben werden, der angesichts von Rentenkürzung und Steuergeschenken für Finanzinvestoren die starken Worte über Heuschrecken, Mindestlohn und Spaltung der Gesellschaft nicht abgenommen werden. 


Von der Leyens Krippenplatzoffensive musste die SPD daher ins Mark treffen. Faktisch hat sie nun auch auf dem Feld der Familienpolitik die pole-position an die Union verloren. Die hektische Replik (unseriöse Finanzierung bei der Union, Gegenfinanzierung durch Streichung der nächsten Kindergelderhöhung) dokumentiert die Hilf- und Konzeptionslosigkeit der SPD. 

Auch in der Union schlagen die Wellen hoch. In Anlehnung an das traditionelle Bild vom männlichen Alleinernährermodell und kräftig gestützt von konservativsten Kirchenkreisen versucht der bayrische Ableger der Union von der Leyen zu kontern mit der Forderung eines Betreuungsgeldes über drei Jahre unter der abenteuerlichen Bedingung, dass kein Krippenplatz in Anspruch genommen wird. 

Auch die politische Linke wird durch die Initiative der Bundesfamilienministerin überrascht, das mittelschichtorientierte Elterngeld („Kinderlosigkeit von Akademikerinnen“)  „nach unten“ über die Ausweitung von Krippenplätzen zu erweitern. Allein die Tatsache, dass nun in der Linken eine heftige Debatte über die Grundausrichtung der Familienpolitik ausbricht, ist ein erstes Indiz für ungeklärte Fragen. 

Der Streit wird zusätzlich angefacht durch den namentlich von Christa Müller forcierten Antrag der saarländischen Linkspartei (Müller 2006), in dem die „Ausbeutung der Frauen“ durch die „Doppel- und Dreifachtätigkeit im Job, Haushalt und bei der Kindererziehung“ und die Prioritätensetzung auf Vereinbarkeit von Beruf und Familie kritisiert wird und stattdessen der Einführung eines „sozialversicherungspflichtigen Erziehungsgehalts“ (1.300 € im 1. Jahr, 800 € im 2. und 3. Jahr und 400 € bis zum 20. Lebensjahr des Kindes) und eines flächendeckenden, privat und öffentlich organisierten Systems von Familienberatung und Hausbesuchen Vorrang zugewiesen wird. 

Es liegt nahe, dass dies nicht ohne Widerspruch insbesondere der Frauen- und Familienpolitiker/-innen in der Linken bleiben konnte. In der Linksfraktion im Bundestag, in der der Antrag des Landesverbands Saarland der Linkspartei als Diskussionsmaterial eingebracht wurde, brach eine heftige Grundsatzdebatte aus, die auch in der Öffentlichkeit ihren Niederschlag fand
 und sich festmachte an der Ausgestaltung des Elterngeldes. Die Fraktionsführung konzentrierte ihre Argumentation auf Familien auf der unteren Einkommensskala und den finanziellen Zwang beider Eltern zur Erwerbstätigkeit, auf die Wirtschaftsfreundlichkeit des von der Leyen-Konzepts (billige Frauenarbeitsplätze) sowie auf die hohe Akzeptanz der häuslichen Betreuung durch Mutter aus breiten Arbeitnehmer/-innen-Schichten und befürworteten eine offensive Ausgestaltung des Elterngeldes auf drei Jahre. Die Frauen- und Familienpolitiker/-innen warnten vor der Anreizwirkung eines zu lange gezahlten und hoch dotierten Elterngeldes zu Lasten der öffentlichen Betreuung und verwiesen darauf, dass die Hauptdefizite in den fehlenden Frauenarbeitsplätzen und der völlig unzureichenden Absicherung von Berufsrückkerinnen liegen. 

Hinter dem in der Folge gefundenen Kompromiss - sofortiger Rechtsanspruch auf eine beitragsfreie öffentlich Kinderbetreuung in hoher Qualität, Förderung einer familienfreundlichen Arbeitswelt, Einführung eines auf 24 Monate befristeten, individuellen, nicht übertragbaren (d.h. zwischen Mann und Frau aufzuteilenden) Elterngeldes vom 1. bis inkl. 6. Lebensjahr des Kindes - verbergen sich ungeklärte Differenzen in Grundsatzfragen, die auf das angesprochene Defizit der Linken auf dem Feld der Familienpolitik hinweisen und die im Folgenden näher diskutiert werden wollen.
Neue Aktualität der Familienpolitik: Was sind die Ursachen?
Familie ist zentrales Moment des Alltagsbewusstseins. Hierzu Daten aus aktuellen empirischen Untersuchungen: Laut Allensbach-Studie „Generationenbarometer 2006“ (1800 Befragte im Alter von 16 – 59 Jahren) bezeichnen 73% von den der Mittel- und Oberschicht zugehörenden Befragten (zusammen 81%) die Familie als wichtigsten Lebensbereich. Bei den der Unterschicht zuzurechnenden Befragten (19%) hat die Familie eine etwas geringere Bedeutung, aber immerhin 73 % sehen einen starken Zusammenhang im engeren Familienkreis.
 In der im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung durchgeführten Studie „Gesellschaft im Reformprozess“
 ist für 87 % der Befragten die Familie „wichtiger sozialer und psychischer Rückhalt“ (Müller-Hirmer 2006: 6). In der letzten Shell-Jugendstudie steht unter 24 Wertorientierungen Familienleben an dritter Stelle (Anstieg im Vergleich zur letzten Studie von 2002). Im Deutschlandtrend von März 2007 stimmen 65 % der Aussage „Früher Krippenbesuch tut Kindern gut“ zu, aber zugleich stimmen auch 69% der Aussage „Mütter sollten möglichst lange zu Hause bleiben“ zu. Wichtig auch: 73 % der Kinder werden in der Gemeinschaft der beiden leiblichen Eltern geboren. Gut zwei Drittel der Mütter mit Kindern unter drei Jahren leben nach einem traditionellen Familienbild (DJI 2006).

Trotz Auflösungsprozesse der männlich geprägten Ein-Ernährer-Familie nimmt Familie – verstanden als Zusammenleben mit Kindern und/oder als Zusammenleben in stabilen Beziehungen – einen vorrangigen Rang im Wertekanon breiter Bevölkerungsteile an. Hinzu kommt: Mit der Politik der Agenda 2010, der Hartz-Reformen, der Fortsetzung des Sozialabbaus der aktuellen Regierung und der wachsenden finanziellen Lasten der Haushalte (Eigenheimzulage, Pendlerpauschale, Mehrwertsteuererhöhung, Energiepreise, Begrenzung des Kindergeldes auf 25 Jahre, Streichung der Familienzulagen in Öffentlichen Dienst, Ersatz des Erziehungsgeldes und der Zulagen für einkommensschwache Familien durch das Elterngeld) hat ein Frontalangriff auf die Familie eingesetzt, dessen Auswirkungen mit den fast wöchentlich auftretenden Skandalen um verwahrloste Familien und vernachlässigte Kinder schlagend vor Augen treten. Die Lage der Familien wird immer mehr zu einem Brennpunkt der Kürzungspolitik der Bundesregierung, Armutspolitik wird vorrangig ein Problem der Familienpolitik, Familienpolitik erhält durch die Unterschichtenproblematik
 eine neue zugespitzte Qualität.

Anschaulich ablesbar ist dies an den sich dramatisch häufenden Fällen von Familienverwahrlosung. Wir stoßen zunehmend auf Probleme des Verfalls von Erziehungskompetenz, auf sexuelle Verwahrlosung, Alkoholismus und Gewaltkriminalität von Jugendlichen
, auf die drastische Zunahme der Schwangerschaft von Minderjährigen, der Vernachlässigung und Gewalt gegenüber Kindern, auf den Anstieg von Fehlernährung und den Abbau der medizinischen Betreuung von Kindern (nur noch 40 % der Kinder nehmen an der U9-Untersuchung teil), auf den Verlust von Sprachkompetenz und Bildungsfähigkeit etc. etc.

Der bislang gültige strikte Vorrang des Elternrechts wird zunehmend von Forderungen in Richtung der Etablierung eines wirksamen Kinderschutzes, in Richtung „Kindeswohl geht vor Elternrecht“ verdrängt. Zu Recht thematisiert Hendrik Thome das Problem des „Elternversagens“ und fordert, „das Verhältnis zwischen elterlicher und gesellschaftlicher Verantwortung neu zu bestimmen“ (Thome 2007: 7). Im Zeitalter der Super-Nanny und von Forderungen nach einer „Kinderpolizei“ (!) bekommt das Problem der öffentlichen Betreuung „schwer erziehbarer Eltern“ im Sinne von Rousseaus „Emile“ eine akute Bedeutung. Das „Führe dich selbst“ neoliberaler Gouvernementalität (Lieber 2007: 11) funktioniert in den sog. abgehängten Unterschichten immer weniger. 

Defizite der linken Familiendebatte

Die Linke hat es bislang nicht geschafft, ein familienpolitisches Profil zu entwickeln. Entsprechend ist sie auch – im Gegensatz etwa zur Rente mit 67, zum Mindestlohn oder Kriegseinsatz - in der aktuellen Debatte um die Vorschläge der Bundesfamilienministerin in der Öffentlichkeit nicht vorhanden. Die Linke reagiert im Wesentlichen nur und läuft dem öffentlichen Diskurs hinterher, anstatt (im Marxschen Sinne) bei gesellschaftlichen Entwicklungen „ das Gras wachsen zu hören“. 


Dahinter scheint die bekannte Unterschätzung der Bedeutung des Alltagsbewusstseins in der Linken auf. Am Thema Familie können geradezu bilderbuchartig die Defizite der politischen Linken zum Alltagsbewusstsein studiert werden. Die Wirkung im politischen Feld ist klar: Die Linke gerät in Gefahr des Sektierertums, wenn sie sich familienpolitisch auf die Kritik an der „bürgerlichen Ehe“ konzentriert. Zu Recht weist Thome darauf hin, dass „gerade in Arbeitnehmermilieus vielfach noch am Leitbild der Alleinverdiener-Ehe festgehalten wird.“
 Lange Zeit dominierte (u.a. in der feministischen Debatte) das Schlagwort vom Terror der Kleinfamilie. Während die Grünen angesichts der laufenden Debatte gerade rechtzeitig noch die Kurve hinbekommen haben, das Thema Familie nun auch für sich zu reklamieren,
 dominiert bei der politischen Linken die Negativbesetzung. 

Im Gründungsdokument beider Parteien taucht das Thema Familie unter Punkt 3. „Sozialsysteme“ überhaupt nicht auf. Dagegen ist der Begriff zu finden unter Punkt 5. „Geschlechtergerechtigkeit“, hier allerdings nur als Abgrenzung gegen patriarchalische Herrschaftsverhältnisse und gegen die „Institution der bürgerlichen Ehe“. Positive Forderungen zum „neuen Familienbild“ werden dagegen erhoben in Richtung „Schwule, Lesben, Bisexuelle und Transgender“.

Die Unterordnung des Themas Familie unter das Thema Geschlechterdiskriminierung zielt – bei aller unbestrittenen primären Betroffenheit der Frauen - an der Orientierung breiter Bevölkerungsteile vorbei. Hier lugt eine bestimmte, schon bei den Grünen existierende Präferierung von Bedürfnislagen besser verdienender Schichten hervor. Die Probleme unterprivilegierter Frauen müssen von der Linken stärker in den Blick genommen werden. Überhaupt ist die skizzierte neue Unterschichten-Dimension der Familienpolitik von der Linken noch nicht registriert worden. 

Es ist daher auch kein Zufall, dass der Bundesvorstand der WASG im Anschluss an die Familiendebatte in der Bundestagsfraktion der Linken in einem Beschluss zur Familienpolitik deren Forderungen zum Elterngeld ausklammert und ausschließlich abhebt auf Verbesserung der Frauenerwerbstätigkeit und die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Die Linkspartei.PDS hat es tatsächlich geschafft, das Wort Familie vollständig aus dem Parteiprogramm zu streichen. Im bis zur Vereinigung mit der WASG gültigen Chemnitzer Parteiprogramm von 2003 sind Aussagen zum Thema Familie Fehlanzeige, im Kapitel 6 unter „Reformalternativen“ ist sowohl zur Kinder- als auch zur Familienpolitik nichts zu finden. Auch das Wahlprogramm der Partei zur Bundestagswahl 2005 enthält zwar ein Kapitel zur Geschlechtergerechtigkeit, aber – außer einer abstrakten Forderung nach „familienfreundlichen Arbeitsbedingungen“ im Arbeitsmarktkapitel und nach „Ganztagsbetreuungsangeboten für Kinder jeden Alters“ im Kapitel zur Kinderarmut - keinerlei Forderungen, geschweige denn einen eigenen Abschnitt zur Lage der  Familien.
Jenseits des Alltags - linke Familienpolitik am Beispiel der Berliner Linkspartei

Die Skandale der Kindesverwahrlosung von Bremen und Hamburg sind bekannt. Die Unterschätzung der Bedeutung der Familie und ihrer Gefährdung im Zusammenhang der seit Jahren zunehmenden Desintegrationsprozesse lässt sich auch an der Politik des rot-roten Senats in Berlin demonstrieren. 


Auf der programmatischen Ebene fällt auch die Berliner Linkspartei auf dem Feld der Familienpolitik durch komplette Abstinenz auf. Während man ein Parteiprogramm auf der Webseite vergebens sucht, existieren einzelne politische Dokumente und Forderungen unter der Überschrift „Politik für Berlin“. Hier allerdings unter dem Stichwort Familienpolitik Fehlanzeige, gleichfalls für den Bereich Kinder- und Jugendpolitik. In der sog. „Dessauer Erklärung“ ist zwar (zu recht) viel von Wirtschafts- und Standortförderung die Rede, indes sucht man – trotz eines Kapitels „Aus Fehlern lernen“ - zur Familienpolitik vergebens, zur Kinder- und Jugendpolitik existiert nur die Forderung nach schrittweiser Abschaffung der Kitagebühren und der Ausbau der Bildungsfunktion von Kitas. 

Auch in der Koalitionsvereinbarung von SPD und Linkspartei ist unter Familienpolitik Fehlanzeige. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familienarbeit für Frauen und Männer wird als „wirtschafts- und gleichstellungspolitische Voraussetzung“ qualifiziert – wie gehabt unter der Überschrift „Geschlechtergerechtigkeit“. Allerdings existiert jetzt immerhin ein gesondertes Kapitel „Kinderschutz stärken!“ mit den Hauptforderungen Einrichtung einer Kinderschutz-Hotline und der besseren Verzahnung von Jugend- und Schulpolitik. 

Auf einem Forum Wahlanalyse
 der Partei Anfang Dezember 2006 nach dem Wahldesaster erklärt der Landesvorstand erfreulich deutlich, die Verankerung der Linkspartei.PDS in den gesellschaftlichen Strukturen sei „dramatisch zurückgegangen“ und beklagt den „Verlust eines eigenen Sensoriums für Probleme und Stimmungen“. Auf dem gleichen Forum („Was lernen aus dem Absturz?! - Unfertige Gedanken“) erklärt die neue Senatorin für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz Lombscher: „Wir haben offenbar den Bezug zur Lebenswirklichkeit vieler, die bisher Erwartungen in uns gesetzt haben, verloren. Wir sind schon seit langem nicht mehr die ‚Partei für den Alltag’ und haben drastisch erfahren, was wir alles nicht (mehr) wissen.“ 

Wer nun angesichts der schonungslosen Offenheit der Selbstkritik einen Bezug zu konkreten politischen Handlungsfeldern erwartet, wird jedoch enttäuscht. Eine Klärung der in der Partei auftretenden Differenzen über die Ursachenanalyse zwischen Vernachlässigung der sozialen Spaltung einerseits und Unterschätzung der „neuen Milieus“ („Gentrifizierung“ bestimmter Stadtteile) unterbleibt ebenso wie die Zuordnung auf konkrete Politikfelder. 

Entsprechend wird der Zusammenhang der Stimmenhalbierung im Ostteil der Stadt z.B. mit Entwicklungen der Lage der Familien vollständig ausgeblendet. Es bleibt nicht nachvollziehbar, wenn einerseits eingeräumt wird, dass man sich vom Alltagsleben der Menschen entfernt habe, und andererseits die krassen Defizite der Politik des rot-roten Senats auf dem Politikfeld Familie nicht zum Thema gemacht werden. 

Zwar kann Berlin – als Erbe der DDR – mit einer Betreuungsquote von fast 50 % der Unter-Dreijährigen im Bundesvergleich auf ein relativ hohes Niveau der öffentlichen Kinderbetreuung verweisen. In Verantwortung des Berliner Senats sind jedoch z.B. zwischen 2002 und 2006 die Ausgaben für Hilfe zur Erziehung (HzE) überdurchschnittlich von 447 Mio. auf 319 Mio. €, d.h. um fast 30 % (Bundesdurchschnitt 10 %) gekürzt worden.
 In der gleichen Zeit hat sich die Zahl der registrierten Fälle von Kindesmisshandlungen in Berlin von 310 auf 563 Fälle fast verdoppelt. Eine Handreichung mit klaren Kriterien, wann die Bezirksjugendämter Wohnungen betreten dürfen, fehlt in Berlin bis heute; sie ist nach Auskunft des Sprechers des Jugendsenators „in Arbeit“. Allerdings fehle es – so etwa die Neuköllner Stadträtin Vonnekold - an personellen Ressourcen, um Familienbetreuung und HzE adäquat zu praktizieren, zur Zeit betreue ein/e Mitarbeiter/in 100 Fälle. Auch die Familienpolitik einer rot-roten Landesregierung reagiert ex post, d.h. wenn die Kinder einer verwahrlosten Familie schon monatelang im Müll leben. Daran wird auch eine Kinderschutz-Hotline nichts ändern. Eine präventive Familien- und Kinder- und Jugendpolitik ist bislang zumindest auch in Berlin nur in Ansätzen zu erkennen. 
Wie kann die Blockade aufgebrochen werden?
Eine Bewegungsform der blockierten innerlinken Debatte ist in folgende Richtungen vorstellbar:

· Im Mittelpunkt aller Lösungsvorschläge muss die Frage stehen: Wo liegen aktuell die größten gesellschaftlichen Defizite? Hier stehen die Defizite im Bereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf unzweifelhaft im Vordergrund. Dabei muss aber die Stoßrichtung in Richtung Verantwortung der Wirtschaft und der skandalösen, familienfeindlichen Zustände in Betrieben und Verwaltungen und der nicht vorhandenen Arbeitsplätze für Frauen gehen. Es kann nicht dabei bleiben, dass wie beim Elterngeld
 und beim Krippenausbau die Hauptlast die Öffentliche Hand zu tragen hat. 
· Die Einseitigkeit der feministisch geprägten Sicht der Familienpolitik – eine Kritik, die von hauptamtlichen Gewerkschaftern in der Fraktion geteilt wird – muss überwunden werden. Familienpolitik umfasst mehr als Geschlechtergerechtigkeit. Die Verengung auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf blendet das in der Bevölkerung breit existierende Bedürfnis nach emotionaler Erfüllung in der Beziehung zu Kindern zugunsten des Wunsches von Frauen nach Erwerbstätigkeit aus. 
· Gerade in Zeiten von Massenarbeitslosigkeit, prekärer Beschäftigung, schlechter Bezahlung und mit Unterordnung statt Beteiligung verbundener Arbeitsorganisation sind für viele Menschen die familialen Kontakte gelebten persönlichen Beziehungen ein wesentliches Moment der Lebensqualität. 
· Der Hinweis ist richtig, dass viele Eltern (wiederum faktisch Frauen) wegen niedrigen Einkommens zu einer Doppel-Erwerbstätigkeit unter völlig unbefriedigenden, repressiven Arbeitsbedingungen gezwungen sind, obwohl sie das Zusammensein mit dem Kind in den ersten (1 – 3) Jahren bevorzugen.
 Auch Alleinerziehende aus diesen Schichten haben sehr begrenzte Möglichkeiten, ihre Ansprüche an die Erziehung ihrer Kinder zu verwirklichen. Die emanzipatorischen (auch emotionalen) Ansprüche an Erwerbstätigkeit können kurzfristig nicht erfüllt werden. Die Linke muss an die vor allem in den unteren Einkommensklassen breit existierenden Bedürfnisse zur eigenen Kindererziehung anknüpfen und realistische, durchsetzbare Konzepte vorstellen, wie sie mit dem Wunsch nach attraktiveren Formen der Erwerbstätigkeit verknüpft werden kann. Dabei muss allerdings sowohl eine Zementierung von Strukturen des männlichen Alleinernährers vermieden als auch den Verwahrlosungstendenzen durch mehr öffentliche Familienbetreuung vorgebeugt werden. Der Umstand, dass trotz Massenarbeitslosigkeit der Verfall von Erziehungskompetenz und die Zunahme von Kindervernachlässigung festzustellen sind, zeigt die engen Grenzen einer Förderung der häuslichen Betreuung. Die Vergabe von Gutscheinen statt Betreuungsgeld ist dabei auf Kitas, Krippen und Tagesmütter zu begrenzen. Der im Antrag der Linksfraktion fixierte Kompromiss (Mindestelterngeld 450 €, hälftig auf die Partner verteiltes Elterngeld von 2 Jahren) ist tragfähig.
· Ausgeblendet wird von der Linken auch die Funktion von Familie als Schule der Verantwortung. Die Beziehung zu Kindern, aber auch die Existenz stabiler Partnerschaften fördert Verantwortungsbewusstsein und Empathiefähigkeit. Auch in diesem Sinne kann die Linke – ganz im Gegensatz zu konservativen, Ehe zentrierten Vorstellungen der Funktion von Familie - das Thema Familie positiv und von links besetzen.

· Schließlich geht es um das Problem der wachsenden Verwahrlosung und des öffentlichen sicherzustellenden Kinderschutzes. Dabei steht die Reform des primär reagierenden KJHG und die Ausweitung öffentlicher Mittel im Vordergrund.
Auf der anderen Seite muss die Linke deutlich machen:

· Es kann nicht darauf verzichtet werden, die neoliberale Politik der Privatisierung der Kinderbetreuung anzuprangern, sie kann sich nicht zur Fürsprecherin eines Wildwuchses privater Betreuungsnetze machen. Die von der rot-grünen Bundesregierung mit dem Tagesbetreuungsausbau-Gesetz auf Kostengründen geschaffene Gleichrangigkeit von institutioneller Betreuung und Kindertagespflege, die auf Absenkung von Qualitätsstandards hinausläuft, öffnet den Privatisierungspfad (DIE LINKE. im Bundestag 2007) 
· Die Linke kann nicht darauf verzichten, die eminente Bildungsfunktion von Kitas und Kindergärten herauszustellen. 
· Die Qualität öffentlicher Kinderbetreuung muss drastisch verbessert werden, bei von der Leyen geht Quantität zu Lasten der Qualität. Empfohlen wird ein Betreuungsverhältnis von eins zu drei für Kinder bis zu zwei Jahren, der aktuelle Personalschlüssel ist mindestens doppelt so hoch. Die durch Untersuchungen abgesicherte Erkenntnis „je jünger die Kinder, desto besser die Ausbildung des Personals“, gilt in Deutschland umgekehrt. Der Lehrplan in den Fachschulen für Kita-Erzieher/innen ist fast vollständig auf Drei- bis Sechsjährige zugeschnitten. Im Unterschied zu den allermeisten westeuropäischen Ländern werden Erzieher/innen nicht an der Hochschule ausgebildet. Aus- und Weiterbildung, Zertifizierung (und Bezahlung) von Tagesmüttern/-vätern müssen erheblich verbessert werden.

· Kinder- und Jugendhilfe ist zur Zeit vor allem Krisenintervention. Das Kinder- und Jugendhilfe-Gesetz muss in Richtung Prävention reformiert werden.
· Das Ehegattensplitting, das zu Lasten der institutionellen Betreuung wirkt, muss abgebaut werden. Daraus resultierende Belastungen kleiner und mittlerer Einkommen sind zu vermeiden. 
· Linke Familienpolitik zielt nicht auf Erhöhung der Geburtenrate, auf „bevölkerungsorientierte Familienpolitik“ (Hüther 2007) ab. 
· Familienpolitik im weiten Sinne ist ein klassisches Feld des Umbaus der Erwerbsgesellschaft in Richtung der „Arbeit am Menschen“. Die Linke muss darüber hinaus deutlich machen, dass Kinderbetreuung und Familienarbeit letztlich rational nur „kapitalismuskritisch fundiert um die Transformation von Produktivität in Zeitwohlstand“ für die Individuen organisiert werden kann (Lieber 2007: 13).
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� S. etwa taz vom 27.02.2007


� Tagesspiegel vom 30.01.2007


� Die Studie löste eine breite öffentliche Debatte über die Lage des „Prekariats“ in Deutschland aus.


� Der Begriff Unterschicht wird hier restriktiv im Sinne der Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung verwandt, die hierzu ca. sechs Mio. Menschen zählt.


� s. etwa die Pornographisierung der Lebenswelt von Jugendlichen, beispielhaft zu verdeutlichen an der Pornographisierung der Rapmusik unter Jugendlichen, abzulesen etwa an der Verbreitung der Songs sog. „Porno-Rapper“ mit dem Kassenschlager „Arschficksong“ von Sido, in dem die Vergewaltigung eines Mädchens besungen wird. (s. Voll Porno!, in: Stern Heft 6/07). S.a. Stern Heft 17/2007: „Die Krankenhauseinlieferungen aufgrund von Alkohol stiegen von 2001 bis 2006 bei den 15- bis 20-jährigen um 55 Prozent und bei den unter 15-Jährigen um 125 Prozent.“


� Hier könnte auch eine Differenz zwischen WASG und Linkspartei bestehen, bedingt durch die hohe Frauenerwerbstätigkeit in der DDR, aber auch durch die fehlende gewerkschaftliche Verankerung der Linkspartei.


� So ging vor kurzem das Schlagwort vom „familienpolitischen Paradigmenwechsel bei den Grünen“ durch die Medien, s.a. die Website der Bundesarbeitsgemeinschaft der Grünen www. gruene-bag.de.


� http://www.dielinke-berlin.de/wahlen/wahl_2006/forum_wahlanalyse/


� Berliner Zeitung vom 04.05. und 09.05.2007


� Beim Elterngeld hatte sich von der Leyens Vorgängerin Renate Schmidt bemüht, in die Schlagzeilen zu kommen. So war sie sich nicht zu schade, mit dem Konzept „Allianz für die Familie“ die die Wirtschaft entlastende Elterngeld-Initiative des DIHT zu kopieren. Begründet wurde dies – unter Verweis auf positive Erfahrungen in Schweden – mit der unterdurchschnittlichen Fertilitätsrate (Anzahl der Geburten je 1.000 Frauen) von Akademikerinnen. Das Kinderproblem von Akademikerinnen ist aber kein primär monetäres und hat seine Ursachen vor allem in der langen Ausbildungszeit, der höheren Karriere-Orientierung, dem höhere Ledigenanteil (Verheiratete haben zu 79% Kinder, Ledige nur zu 13%) und vor allem in den schlechteren Chancen des beruflichen Wiedereinstiegs von Frauen mit Hochschulabschluss.


� S.a. Thome, S. 7: „Viele Frauen, die aus ökonomischer Not schlecht bezahlte, prekäre Arbeitsverhältnisse eingehen, wünschen sich am liebsten, mit ihren Kindern zu Hause zu bleiben.“


� „In Dänemark sind Tagesmütter meist beim Jugendamt angestellt und bekommen ein Gehalt von durchschnittlich 2.300 € im Monat.“ (Martin Spiewak, Gut für die Kleinen?, in: DIE ZEIT vom 12.04.2007





